
INNERES & DIGITALISIERUNG
Wir können stolz auf unsere Blaulichtorgani-
sationen sein, ihre Leistungen können kaum 
hoch genug eingeschätzt werden und haben 
unseren vollen Respekt verdient. Die Politik 
sollte ihnen daher den Rücken freihalten.

Mit dem seit September 2022 geltenden neu-
en Rettungsdienstplan und der kürzlich ver-
kündeten Umstrukturierung der Luftrettung 
im Land haben sich wichtige Änderungen er-
geben, die wir teilweise im Ergebnis, teilweise 
in ihrer Ausarbeitung nicht so teilen, wie die 
Regierung sie beschlossen hat.

Polizei stärken

Grün-Schwarz will eine anonymisierte Kenn-
zeichnungspflicht für geschlossene Einheiten 
der Polizei, obwohl es gerade dort in den letz-
ten 5 Jahren keine einzige Beschwerde gab, 
bei der sich die Person der Polizistin oder des 
Polizisten nicht ermitteln ließ. Die Zahlen be-
legen also, dass eine Kennzeichnungspflicht 
die Aufklärung von – vermeintlichem – poli-
zeilichem Fehlverhalten in keiner Weise ver-
bessert. Mit der im November 2022 erfolgten 
ersten Besprechung eines entsprechenden 
Gesetzentwurfs haben der Innenminister 
und das Kabinett gegenüber unseren Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten das 
Misstrauen ausgedrückt. Die halbherzig er-
folgte Erklärung, dass die Kennzeichnungs-
pflicht für weniger als 2.000 Polizisten gelten 
solle, vermag hierbei das ausgesprochene 
Misstrauen nicht zu relativieren. Die von den 
verschiedenen Polizeigewerkschaften aus-
gedrückten Bedenken und Kritik nehmen 
wir sehr ernst.

Der Untersuchungsausschuss „IdP und Be-
förderungspraxis“, dessen Einsetzung von uns 
zusammen mit der SPD-Fraktion beantragt 

wurde, befasst sich mit Besetzungs- und Be-
förderungsverfahren im Landespolizeipräsi-
dium. Hier drängt sich der Eindruck auf, dass 
Parteizugehörigkeit und Folgsamkeit wich-
tiger sind als Befähigung und konstruktive 
Kritik an verbesserungswürdigen Zustän-
den. Insgesamt zeigt sich der oberste Dienst-
herr desinformiert und desinteressiert.

Für uns ist klar: Die offensichtlich unzurei-
chende Führung durch den Innenminister 
darf nicht auf die Arbeit der Polizei zurückfal-
len. Deshalb setzen wir uns weiterhin für eine 
lückenlose Aufklärung dieser Missstände 
ein. 

Wertschätzung für unsere Helfer

Wertschätzung für unsere Blaulichtorganisa-
tionen drückt sich nicht zuletzt auch durch 
die sachliche und personelle Ausstattung 
aus. Feuerwehren und Rettungsdienst brau-
chen moderne Wachen und Ausrüstung, die 
neuen Herausforderungen gerecht wird. Aus- 
und Fortbildungsmaßnahmen müssen in der 
Breite ermöglicht werden. Dabei gilt es auch 
zu berücksichtigen, dass gerade praktische 
Übungen nicht ausschließlich ins Digitale ver-
lagert werden können. Das Ehrenamt muss 
gestärkt werden, damit es auch zukünftig 
attraktiv bleibt.
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Extremistische Einflüsse jeglicher Couleur be-
finden sich auf dem Vormarsch. Verfassungs-
feindliche Strukturen bestehen bzw. nehmen in 
ihrer Anzahl im linken wie rechten Spektrum 
zu. Nicht nur sog. Selbstverwalter versuchen, 
unseren Staat zu delegitimieren. Dabei zeigt 
sich, dass viele Extremisten überdurchschnitt-
lich oft gewaltbereit und/oder bewaffnet sind. 
Deren versuchte Einflussnahme und Mitglie-
derakquise verschiebt sich zudem immer mehr 
in den digitalen Bereich, ist damit teilweise 
schwerer nachzuvollziehen.

Im digitalen Raum sind vermehrt auch Hass 
und Hetze zu registrieren. Diese Vorgänge 
müssen unterbunden und von den Strafver-
folgungsbehörden aufgearbeitet werden.
Gleiches gilt für Kinderpornographie. Hier bie-
tet sich die digitale Welt leider ebenfalls als 
Möglichkeit, sich mit Gleichgesinnten zu ver-
netzen und strafbares Bildmaterial beinahe 
unbegrenzt auszutauschen. Unsere Ermitt-
lungsbehörden sind mit der Sichtung des Ma-
terials bereits überfordert, es mangelt überall 
an Personal. Dabei gilt es in allen Fällen zu 
prüfen, ob das gesichtete Material nicht so-
gar einen noch andauernden Missbrauchsfall 
darstellt, der ein sofortiges Tätigwerden un-
bedingt erforderlich macht. 

Das Internet darf kein rechtsfreier Raum 
sein; auch dort gelten Recht und Gesetz, auch 
dort müssen die staatlichen Mechanismen 
und Institutionen effektiv durchgreifen. Unser 
Konzept zur Digitalisierung knüpft auch hier 
an, es muss noch einiges getan werden!

Als weiteres Problem stellt sich die zuneh-
mende Clankriminalität dar. Diese kriminellen 
Strukturen dienen häufig als Katalysatoren für 
Drogen- und Waffenhandel und Zwangspros-
titution. Rivalisierende Clans bekämpfen sich 
gegenseitig. Wo der Staat Regeln und Geset-
ze erlässt, finden diese Strukturen Mittel und 
Wege, diese zu umgehen.

Gegen diese Gefahren bedarf es eines star-
ken und wehrhaften Staates, um die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung und 
die Bevölkerung zu schützen. Hierfür setzen 
wir uns mit Nachdruck ein.
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Hier geht‘s zurück zur Übersicht!
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